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Vorwort zum dritten Band.

Die Beschaffung von Monographieen über deutsche Städte ist im 
allgemeinen sehr erfolgreich gewesen (Bd. 129, Abt. I—VII; es stehen 
noch aus und werden, so weit möglich, noch bis zur Generalversammlung 
erscheinen: Königsberg sschon eingegangenj, Nürnberg,Hannover, Halles.S., 
Charlottenburg) — so erfolgreich, daß in mehreren Fällen der den ein­
zelnen Bearbeitern eingeräumte Umfang um ein vielfaches überschritten 
wurde, ohne daß bei der späten Einlieferung noch an eine Kürzung ge­
dacht werden konnte. Ist dadurch der Gesamtumfang der Publikation 
über Gemeindebetriebe nicht unerheblich größer geworden, als geplant war 
so dürften doch andererseits auch gerade diese ausführlichen, meist von 
kommunalen Verwaltungsbeamten oder Statistikern verfaßten, auch die 
finanzielle Seite eingehender behandelnden Darstellungen als wertvolle 
Quellen für die Geschichte und Bedeutung der Gemeindebetriebe in 

Deutschland willkommen geheißen werden.
Weit schwieriger gestaltete sich die Erlangung von Berichten für das 

Ausland, auf die vom Ausschuß mit Recht besonderer Wert gelegt worden war. 
Für Österreich ist es allerdings durch die gütige Vermittlung des Herrn 

Dr. v. Philippovich gelungen, ein ziemlich reichhaltiges Bild der Ent­
wicklung zu erhalten: durch ihn sind die sämtlichen in dem vorliegenden 
Band vereinigten Beiträge — mit Ausnahme desjenigen über Brixen — 
beschafft worden. Auch Italien hat — durch Vermittlung des Herrn 
Dr. Max Weber in Heidelberg — von Frau Gisela Michels- 
Lindner in Turin eine ganz umfassende und namentlich auch ge­
schichtlich sehr eingehende Bearbeitung erfahren (Bd. 130, II). Dagegen 
ist für die Schweiz leider nur ein Beitrag eingegangen, und für das 
lehrreichste fremde Land: England, ist, nach mehrmaligem Wechsel der 
Bearbeiter, schließlich nur eine Darstellung für Manchester zu erlangen 
gewesen, von der eben erst der Anfang eingegangen ist (vermittelt durch 
Herrn Dr. Heath in Birmingham). Für Frankreich steht noch eine 
Gesamtdarstellung aus (durch Vermittlung des Herrn Professor Blondel 
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in Paris), während für Belgien (vermittelt durch Herrn Professor 
Mah aim in Lüttich) und für Australasien Bearbeitungen gedruckt 
vorliegen; für die Vereinigten Staaten dagegen war eine solche 
nicht zu bekommen und muß daher auf den Import der Oivie federation 
verwiesen werden. Infolgedessen wird nach Eingang der noch ausstehenden 
Arbeiten dem jetzt erscheinenden Band 130, Hl noch ein zweiter folgen. 
Allen direkten und indirekten Mitarbeitern sei auch an dieser Stelle 
für ihre Mitwirkung herzlicher Dank gesagt.

Auch in dieser Lückenhaftigkeit ermöglichen diese Beiträge über das 
Ausland, zusammen mit der sonstigen — gerade hier großen — Literatur 
doch einen Einblick in die außerordentliche, durch allgemeine Wirtschafts­
und Kulturentwicklung, politische Verfassung und Volkscharakter bedingte 
Mannigfaltigkeit, welche gerade dieses Problem in den modernen Kultur- 
staaten aufweist, und welche hier noch mehr als anderswo von vorschnellen 
Generalisationen, Analogien und — Nachahmungen abhalten muß.

Tübingen, 15. August 1909.

Carl Iohannes Fuchs.
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I. Allgemeines.
Bekanntlich ist auf dem Gebiete des wirtschaftlichen Unternehmens 

seitens der Gemeinden im Laufe der Zeit ein großer Umschwung der An­
schauungen eingetreten. Ein ähnlicher Umschwung, wie derjenige rücksicht­
lich der Unternehmertätigkeit des Staates.

Die individualistisch-liberale Richtung hat jede derartige Tätigkeit aus 
prinzipiellen und praktischen Gründen abgelehnt. Das „Unternehmen" sollte 
lediglich der privatwirtschaftlichen Tätigkeit überlassen bleiben. Jede Mit­
betätigung öffentlich-rechtlicher Subjekte auf diesem Gebiete würde, wie be­
hauptet wurde, die private Unternehmungslust beeinträchtigen und lähmen, es 
wäre ein unbefugter Eingriff in die privatrechtliche Sphäre des wirtschaftlichen 
Lebens überhaupt, wozu weder der Staat noch die Gemeinden und sonstige 
öffentlich-rechtliche Korporationen ihrem Zwecke nach berufen seien. Dieselben 
seien dazu jedoch auch in praktischer Hinsicht nicht geeignet. Das öffentliche 
Unternehmen könne niemals vom schwerfälligen Formalismus und lästigen 
Bureaukratismus losgelöst werden, es erheische zu hohe Regiekosten und könne 
die Bedürfnisse der Konsumenten keinesfalls in so vollkommener Weise be­
friedigen, wie das der durch Ansporn der Konkurrenz gestachelte Privatunter­
nehmer bewirken kann. Wie stark von derartigen Ansichten in früherer Zeit auch 

die maßgebenden Regierungskreise beherrscht waren, zeigt gerade das Beispiel 
Prags. Seit Mittelalter befanden sich hier alle im Weichbilde der Stadt 
befindlichen Wassermühlen im Besitze und Betriebe der Stadtgemeinde. Im 
18. Jahrhundert wurde jedoch die Gemeinde über Auftrag der Regierung 
gezwungen, diese Mühlen an Private zu veräußern und denselben ins 
emphyteutische Eigentum zu übergeben, welches nach der im Jahre 1848 er­
folgten GrundenUastung in volles Privateigentum umgewandelt wurde.

Die Unstichhaltigkeit aller dieser Argumente hat die praktische Erfahrung 
längst erwiesen. Es kann sowohl dem Staate als auch der Gemeinde weder 
vom prinzipiellen noch vom praktischen Standpunkte die Befähigung zum 
wirtschaftlichen Unternehmen abgesprochen werden. Grundsätzlich könnte dies 
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nur in denjenigen Fällen geltend gemacht werden, wo ein erhöhtes Risiko 
Gefahren in sich birgt, welche ein öffentlich-rechtlicher Organismus seiner 
Zweckbestimmung nach tatsächlich nicht auf sich nehmen kann. Praktische 
Einwände gegen das Unternehmen des Staates und der Gemeinden müssen 
aber überall dort verstummen, wo auch andere unpersönliche Unternehmer­
subjekte, namentlich die Aktiengesellschaften gerade die großartigsten Unter­
nehmungen ins Leben gerufen haben und dieselben mit vollem Erfolge be­
treiben. Mit diesen Einschränkungen erscheinen heutzutage auch die Staats­
und Gemeindeunternehmungen ganz unbedenklich. Im Gegenteile sprechen 
manche Gründe für sie. So namentlich sind vom sozialpolitischen Stand­
punkte Staats- und Gemeindebetriebe den Privatunlernehmungen dann vor­
zuziehen, wenn dadurch die Bedürfnisse der Allgemeinheit auf bessere Weise 
befriedigt werden oder der Gefahr der Ausbeutung der Konsumenten gesteuert 
wird. Als Beispiele können manche Transportunternehmungen, Kreditinstitute, 

Approvisionierungsanstalten u. a. angeführt werden. Es sind eben Unter­
nehmungen, bei denen das gemeinwirtschaftliche Prinzip vorherrschend sein 
soll, und dies ist bei einer Privatunternehmung kaum erreichbar. Jedoch 
auch volkswirtschaftliche und sozialpolitische Gründe lassen es als angezeigt 
erscheinen, daß namentlich die Gemeinden gewisse Produktionszweige in ihre 
Hände nehmen. Die Gemeinden — natürlicherweise kommen hier vorzugs­
weise die Großkommunen in Betracht — treten nämlich rücksichtlich gewisser 
Produkte als Massenkonsumenten auf. In solchen Fällen ist es daher schon 
vom ökonomischen Standpunkte vorteilhaft, wenn sie derartige Produkte in 
eigenem Wirkungskreise selbst erzeugen. So beispielsweise Kohlen, Gas, 
Elektrizität, Baumaterialien. Ein eigener Besitz und Betrieb von Berg­
werken, Steinbrüchen, Kalköfen, Ziegeleien, Wasser, Gas- und Elektrizitäts­
werken u. a. ist somit für die Gemeinden höchst praktisch und wünschenswert. 
Damit soll noch keineswegs etwaige Monopolisierung der betreffenden 
Produktionszweige zugunsten der Gemeinden befürwortet werden. Im Gegen­
teile. Eine gesunde Konkurrenz zwischen öffentlichen und privaten Unter­
nehmungen mag bestehen bleiben, insoferne allerdings Privatbetriebe eine 
solche Konkurrenz überhaupt werden aushalten können.

Damit ist hinlänglich erklärlich, warum sämtliche größere Gemeinden — 
und das rasche Anwachsen der Bevölkerungszahl europäischer Städte fällt 
eben in die Zeit des letzten Jahrhunderts — dieser Entwicklungstendenz 
nach Kommunalisierung verschiedener Unternehmungen, die vormals eine 
Domäne der privatwirtschaftlichen Tätigkeit bildeten, gefolgt sind. Auch 
die Stadtgemeinde Prag bildet hier keine Ausnahme. Wenn auch die 
historische Vergangenheit Prags und mißliche politische Verhältnisse in dieser Be- 
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ziehung sehr beeinträchtigend wirkten, ist doch ein steter Zuwachs der Präger- 
Bevölkerung, insbesondere wenn man die Vororte in Betracht zieht, wahr­

zunehmen. So zählte Prag an Bevölkerung:
Jahr Einwohner
1770 77 000
1818 81 000
1843 112 000
1850 122 000
1870 158 000
1880 162 000
1890 188 000

(die inzwischen mit Prag vereinigten Vororte Wysehrad, Holesovic Bubna 

und Lieben inbegriffen), die übrigen Vororte 128 000, 1900: 215 000, 
die übrigen Vororte 178 000.

Schon dieser Umstand allein bewirkte, daß an die Stadtgemeinde Prag 
alle die wichtigen Aufgaben herantraten, deren Lösung keine Großkommune 
sich auf die Dauer entziehen kann. So namentlich die Stadterweiterung 
durch Einbeziehung der Vororte, Straßenregulierung, Assanierung gewisser 
Stadtbezirke, Herstellung von neuen Kommunikationen, Brücken, Straßen­
bahnen, Gas- und elektrischer Beleuchtung, Kanalisation, Wasserversorgung, 
Approvisionierung, sowie andere kulturelle und sozialpolitische Institutionen. 
Eine rationelle Lösung dieser Aufgaben setzt geradezu die Gründung und 

den Betrieb von Gemeindeunternehmungen voraus. Von den erwähnten 
Vorurteilen befangen entschloß sich die Prager Stadtgemeinde nur zögernd 
und sehr vorsichtig dazu, derartige Unternehmungen ins Leben zu rufen oder 
zu erwerben. Erst Zwang der Verhältnisse bewog sie dazu. Manche von 
derartigen Unternehmungen waren von Privatunternehmern gegründet worden 
und mußten mit bedeutenden Opfern später seitens der Gemeinde erworben 

werden.
Sachlich lassen sich die Unternehmungen der Stadtgemeinde Prag etwa 

in nachstehende Gruppen einteilen:
1. Städtischer unbeweglicher Besitz, als landwirtschaftliche Güter, Zins- 

und sonstige nutzbringende Häuser, Steinbrüche und Kalkwerke, ferner 
Nutzungen des Moldauflusses.

2. Diejenigen Unternehmungen, wo die Gemeinde als Massenkonsument 
erscheint. Solche sind: Die städtischen Gasanstalten, die Elektrizitätswerke, 
die Wasserwerke.

3. Städtische Kommunikationsmittel. Es sind insbesondere Brücken, in- 
soferne sie durch Einhebung einer Mautgebühr Bedeutung für die Gemeinde- 


